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Vorwort 

Die traditionelle Bundesstaatslehre stellt die einzelnen Länder und 
den Bund als selbständige Staaten einander gegenüber. Dieses Verständ-
nis der bundesstaatlichen Ordnung bestimmt maßgebend eine Verfas-
sungsinterpretation, die es den einzelnen staatlichen Einheiten verbie-
tet, ohne besondere verfassungsgesetzliche Ermächtigung Zuständig-
keitsveränderungen zu vereinbaren. Die staatliche Praxis hat auf solche 
verfassungsrechtlichen  Einwände allerdings nur teilweise Rücksicht ge-
nommen. Die tatsächlich geübte zuständigkeitsverändernde Zusammen-
arbeit der Länder untereinander und mit dem Bund steht daher weithin 
außerhalb des Verfassungsrechts,  wie es sich nach dem herkömmlichen 
Verständnis der bundesstaatlichen Ordnung darstellt. 

Eine Möglichkeit, dieses Spannungsverhältnis aufzulösen, scheint nun-
mehr in einer „Staatsidee des Kooperativen Föderalismus" gefunden 
worden zu sein. Indessen fügt sich eine „gemeinschaftliche Verantwor-
tung aller" nicht ohne weiteres in eine verfassungsgesetzliche Zustän-
digkeitsordnung ein, die für die einzelnen staatlichen Institutionen be-
stimmte Verantwortungsbereiche festlegt. Die Diskussion über diese 
Problematik soll hier mit dem Versuch fortgeführt  werden, die Gründe 
für die isolierende Gegenüberstellung von Bund und Ländern zu klä-
ren und der Entscheidung des Grundgesetzes für einen demokratischen 
Bundesstaat Gesichtspunkte für die Problemlösung zu entnehmen. Hier-
bei stehen die grundsätzlichen verfassungsrechtlichen  Fragen im Vor-
dergrund, die mit der bundesstaatlichen Ordnung des Grundgesetzes 
verbunden sind. 

Die Arbeit wurde im September 1966 abgeschlossen. Sie hat der Ju-
ristischen Fakultät der Universität Göttingen als Dissertation vorgele-
gen und wurde im Sommer 1968 überarbeitet. Hierbei konnten Schrift-
tum und Rechtsprechung sowie die bundesstaatliche Praxis vereinzelt 
noch bis Jul i 1968 berücksichtigt werden. 
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Herrn Professor  Dr. Werner Weber möchte ich auch an dieser Stelle 
für wertvolle Anregungen danken sowie für die vielfältige Förderung, 
ohne die mir die Anfertigung der Arbeit nicht möglich gewesen wäre. 
Die Juristische Fakultät der Universität Göttingen hat die Drucklegung 
in großzügiger Weise unterstützt. 

München, im November 1968 

Wieland  Hempel 
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Einleitung 

§ 1 Aufgabe und Methode 

Der Versuch, die verfassungsrechtliche  Diskussion um das Verständ-
nis der bundesstaatlichen Ordnung fortzuführen,  bedarf  der Rechtferti-
gung. Dabei liegt die Problematik weniger darin, daß das Schrifttum 
nahezu alle denkbaren Erläuterungen des Bundesstaatsbegriffs  mi t 
logischer Schärfe oder politischer Überzeugung durchgeführt  oder ange-
deutet hat, so daß das Thema unter dem Blickpunkt der Systematik 
allenfalls noch für Varianten Raum läßt. Die Fragwürdigkeit eines 
erneuten Versuchs betrifft  vielmehr das Thema selbst. Denn die An-
nahme, Untersuchungen über „den Begriff"  des Bundestaates könnten 
zu verfassungsrechtlich  erheblichen Aussagen führen, findet in den 
neueren hermeneutischen Erkenntnissen nicht ohne weiteres eine 
Stütze. 

Konkrete juristische Entscheidungen, die Auslegungszweifel zu be-
heben haben, können nicht durch Subsumtion unter abstrakte System-
begriffe  getroffen  werden1. Seit der Positivismuskritik in den zwan-
ziger Jahren vollzieht die verfassungsrechtliche  Methodenlehre — in 
Übereinstimmung mit der modernen zivilistischen Hermeneutik — 
schrittweise den Übergang von der stationären Dogmatik, dem ge-
schlossenen System und seinen Allgemeinbegriffen  zu einem „elasti-
scheren Gefüge allgemeiner Maximen und ihrer mehr induktiven Fort-
bildung in Praxis und Lehre"2. Hierin liegt eine deutliche Absage an 
die abstrakte Frage nach dem „Begriff  als solchen", etwa dem des 
Bundesstaates. Damit w i rd von seiten der Hermeneutik eine Mahnung 
bestätigt, die Arnold  Röttgen  aus anderen Gründen aussprach: Der 
Jurist solle sich keinen Täuschungen darüber hingeben, „daß sich hinter 

1 Ehmke,  Prinzipien der Verfassungsinterpretation,  W D S t R L 20 (1963) 
S. 53 ff.  (55) ; Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechtes  der Bundesrepublik 
Deutschland, 2. Auflage 1967, S. 23, 27; Bäumlin,  Recht, Staat und Geschichte 
(1961) S. 27, 29 f.; Krieie, Theorie der Rechtsgewinnung (1967) S. 98. 

2 Wieacker,  Das Bürgerliche Recht im Wandel der Gesellschaftsordnungen, 
in: Hundert Jahre deutsches Rechtsleben (1960) Bd. 2 S. 1 ff.  (7); Esser,  Grund-
satz und Norm (1956) S. 44, 239. Abweichend Diederichsen,  Topisches und 
systematisches Denken in der Jurisprudenz, NJW 1966 S. 697 ff.  Weitere 
Nachweise bei Krieie,  Theorie der Rechtsgewinnung S. 114 ff.;  Bartelsberger, 
Zur Konkretisierung verfassungsrechtlicher  Strukturbestimmungen, Verw-
Arch Bd. 58 (1967) S. 249 ff.  (262 f.). 
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von langer Hand tradierten Rechtsbegriffen  wie 'Bundesstaat, kommu-
nale Selbstverwaltung oder Beamter abstrakte Denkmodelle verber-
gen, für die Ähnliches gilt, wie für jene soziologischen Idealtypen, über 
deren essentielle Weltfremdheit  insbesondere Max Weber keinen Zwei-
fel gelassen hat"3 . Wieweit diese Mahnung begrifflichen  Fixierungen 
überhaupt entgegensteht, w i rd noch zu prüfen sein. Zumindest setzt 
sich der Interpret, der eine solche Fixierung unabhängig vom konkreten 
Problem ansteuert, der Gefahr aus, sachbezogene Argumente zu über-
sehen und sachfremde zu berücksichtigen4. 

Das Problem, auf dessen Lösung die Überlegungen dieser Schrift 
gerichtet sind, betrif f t  eine Vielzahl von Staatsverträgen und Verwal-
tungsabkommen, die die Länder untereinander und mit dem Bund 
abgeschlossen haben. Ihr Inhalt führt u. a. zu der Frage, ob und ggf. 
in welchen Grenzen die Länder der Bundesrepublik Deutschland von 
Verfassungs wegen befugt sind, untereinander und mit dem Bund 
Zuständigkeitsveränderungen zu vereinbaren. Im einzelnen w i rd diese 
Fragestellung im ersten Teil der Arbeit erläutert werden. Die Mehr-
zahl der Antworten, die Rechtsprechung und Schrifttum bislang gege-
ben haben, weist eine begreifliche Abhängigkeit vom zugrunde gelegten 
Verständnis „des Bundesstaates" auf; begreiflich deshalb, wei l von die-
sem verfassungsrechtlichen  Grundbegriff  gerade für den vorliegenden 
Zusammenhang Aufschluß zu erwarten sein dürfte.  Dabei zeigt sich, 
daß der Rückgriff  auf die überkommene Definition des Bundesstaats 
als eines aus Staaten zusammengesetzten Staates zu einer Verhärtung 
des bundesstaatlichen Gefüges führt,  die weder in der staatlichen 
Praxis noch in der öffentlichen  Meinung auf besonderes Verständnis 
stößt. Bereits dieser Umstand legt die Frage nahe, ob der „aus Staaten 
zusammengesetzte Staat" ein vertretbares Argument in der Diskussion 
über die verfassungsrechtlichen  Grenzen der Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern sein kann. 

Im zweiten Tei l soll zunächst untersucht werden, auf welchen dogma-
tischen Grundlagen die Staatenstaatstheorie beruht und ob sie zumin-
dest von ihren eigenen Voraussetzungen aus ihrem Anspruch, ein ver-
bindliches Verständnis der bundesstaatlichen Ordnung zu formulieren, 

8 Röttgen,  S t ruk tur und politische Funkt ion öffentlicher  Verwaltung, a.a.O. 
S. 779. 

4 Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts  S. 25 ff.  ; Horn,  Zur Bedeutung 
der Topiklehre Viehwegs für eine einheitliche Theorie des juristischen Den-
kens, NJW 1967 S. 601 ff.  (606); Viehweg,  Topik und Jurisprudenz (1953) S. 20, 
66, 72, 75, der allerdings ebd. S. 68 zutreffend  darauf hinweist, „daß eine oft 
sehr lange andauernde Gesamtlage es erlaubt, gewisse Komplexe von Dauer-
fragen zu formulieren".  Indessen findet der Verfassungsrechtler  nur aus-
nahmsweise solche „sehr lange andauernden Gesamtlagen" vor. Zur Kon-
kretisierung von Verfassungsgrundsätzen  anhand des Einzelfalls s. BVerfGE 
7, 89 (92). 
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gerecht werden kann. Dieses kritische Interesse an der Staatenstaats-
theorie ergibt sich einmal daraus, daß sie — vor allem in der Form 
des „zweigliedrigen Bundesstaates" — die Zustimmung der höchst-
richterlichen Rechtsprechung und des weitaus überwiegenden Teils des 
Schrifttums gefunden hat, so daß auf sie bei der konkreten Problem-
lösung mi t einer gewissen Zwangsläufigkeit zurückgegriffen  wird 5 . 
Zum anderen soll eine immanente Kr i t i k dem Einwand vorbeugen, die 
Infragestellung der herrschenden Lehre beruhe auf einer keineswegs 
herrschenden Methode der Verfassungsinterpretation.  Denn solange 
noch wesentliche verfassungsrechtliche  Aussagen von „Formtypik, Syl-
logismen und rechtstechnischen Kunstgriffen"  erwartet werden®, stößt 
eine Kr i t i k , die gesellschaftliche, geschichtliche und ideologische Fak-
toren einbezieht, verfassungsrechtlich  ins Leere, wenn sie sich gegen 
eingebürgerte Begriffe  richtet, die allein auf der Selbstgenügsamkeit 
ihrer Technizität und auf der Gewißheit ihrer Tradition beruhen. 

Die Untersuchung braucht allerdings die methodischen Grundlagen 
der Staatenstaatstheorie nur für eine solche „Schlüssigkeitsprüfung" zu-
grunde zu legen. Es w i rd sich erweisen, daß die Staatenstaatstheorie 
auf dem Primat der rechtssubjektiven Einheit des Staates aufbaut und 
hierin der Grund für die isolierende Gegenüberstellung selbständiger 
Staaten liegt. Die K r i t i k des Primats der rechtssubjektiven Einheit w i rd 
dann ohne Rücksicht auf positivistische Traditionen seine geschicht-
lichen, gesellschaftlichen und ideologischen Bedingungen aufzuzeigen 
und ihre heutige Geltung am Grundgesetz und der von ihm akzeptier-
ten Wirkl ichkeit zu messen haben. 

Einer methodischen Rechtfertigung sollte ein solch offenes,  nicht im 
traditionellen Sinne „juristisches" Argumentieren nicht mehr bedürfen, 
seitdem Leibholz  unter den Methodenstreit der zwanziger Jahre 1931 
den Schlußstrich mi t den Worten gezogen hat, „der einseitig logistische 
Rechtspositivismus . . . (sei) in bezug auf die juristische Begriffsbildung 
heute so gut wie allgemein überwunden"7. Indessen gab Fritz Werner 

5 Au f die Bedeutung dieses „Vorverständnisses" in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts  hat bereits Ehmke  ( W D S t R L 20 S. 70) hinge-
wiesen. 

6 Forsthoff,  Umbi ldung des Verfassungsgesetzes, in : Festschr. f. Carl 
Schmitt (1959) S. 35 ff.  (35, 53, 61); ders.,  Zur Problematik der Verfassungsaus-
legung (1961), insbes. S. 22 ff.,  36 ff.;  anders in : Verwaltungsrecht (8. Aufl. 1961) 
S. 4. Kr i t isch insbesondere Hollerbach,  Auflösung der rechtsstaatlichen Ver-
fassung? AÖR 85 (1960) S. 241 ff.  Maunz  - Düng, GG Ar t . 20 Rdnr. 73. — 
Diese vor allem auf den Rechtsstaat gemünzte methodische Position hat 
Forsthoff  allerdings nicht an einer durchaus materialen Begriffsbildung  im 
Bundesstaatsrecht gehindert, vgl. u. § 17,2. mi t Anm. 75. 

7 Leibholz,  Zur Begriffsbildung  im öffentlichen  Recht, Neuabdruck in : 
Strukturprobleme der modernen Demokratie S. 262 ff.  (275). Zur Posit ivis-
muskr i t ik s. insbes. Erich  Kaufmann,  K r i t i k der neukantischen Rechtsphilo-
sophie (1921); Holstein,  Von Aufgaben und Zielen heutiger Staatsrechtswis-


